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Damit: Großherzogthum Oldenburg: Bekanntmachung des evangeliſchen Oberſchulkollegiums, betreffend die zweite Prüfung der evangeliſchen 
Volksſchullehrer des Herzogthums. Vom 3. Mai 1877. — Königreich Preußen: Erkenntniß des Königlichen Oberverwaltungsgerichts, die Zuſtändigkeit der 
Schulaufſichtsbehörde bei Beſtimmung über die Errichtung neuer Schulklaſſen und Lehrerſtellen, wie die Beziehung dieſer Beſtimmung zu dem Umfange von 
Schulbauten betreffend. Vom 21. Oktober 1876. — Miniſterial⸗Erlaß, die Beſtellung eines Kommiſſarius zur Vertretung einer öffentlichen Behörde oder zur 
Wahrnehmung des öffentlichen Intereſſes für die mündliche Verhandlung des Oberverwaltungsgerichts betreffend. Vom 1. März 1877. — Miniſterial⸗Erlaß, 
die Betheiligung der Schuldeputgtionen an der Entſcheidung über Geſuche um Dispenſation vom Schulbeſuche betreffend. Vom 31. Januar 1877. — Verfü⸗ 
gung der Generaldirektion der Königlichen allgemeinen Wittwen⸗Verpflegungsanſtalt, den Beitritt zur Königlichen allgemeinen Wittwen⸗Verpflegungsanſtalt be⸗ 
treffend. Vom 17. September 1872. — Kaſſerthum Oeſterreich: Verordnung des Miniſters für Kultus und Unterricht vom 5. April 1877, Z. 19,884, be⸗ 
treffend die Aufnahme der Reversverbindlichkeit der mit Stipendien betheilten Zöglinge der Lehrer⸗ und Lehrerinnenbildungsanſtalten in die Lehrbefühigungs⸗ 


Fahl für Volks⸗ und Bürgerſchulen. — Verordnung des Miniſters für Kultus und Unterricht vom 22. März 1877, 


„3898 ex 1876, womit für das 


reihandzeichnen an den Bildungskurſen für Arbeitslehrerinnen ein Lehrplan eingeführt und eine Inſtruktion erlaſſen wird. — Anzeigen. — 


Großherzogthum Oldenburg. 
Bekanntmachung des evangeliſchen Oberſchulkollegiums, betreffend 
die zweite Prüfung der evangeliſchen Volksſchullehrer des Her- 

zogthums Oldenburg. Vom 3. Mai 1877. 

Mit Genehmigung des Großherzoglichen Staatsminiſte⸗ 
riums wird hierdurch zur Ausführung des Artikels 33 §. 1 des 
Geſetzes für das Herzogthum Oldenburg vom 26. Juni 1876, 
betreſſend die Einführung einer zweiten Prüfung für die evan⸗ 
geliſchen Volksſchullehrer“), hinſichtlich dieſer Prüfung das Fol⸗ 
gende beſtimmt. 

§. J. Die zweite Prüfung fol durch dieſelbe Kommiſſion 
bewirkt werden, vor welcher nach Art. 1 der Bekanntmachung 
des evangeliſchen Oberſchulkollegiums vom 25. Mai 1859 die 
erſte Prüfung der evangeliſchen Volksſchulamtskandidaten ab⸗ 
zulegen iſt. 

§. 2. Die Meldung zu dieſer Prüfung ift in der vorher 
vom Oberſchulkollegium bekannt zu machenden Friſt bei dem 
Lokalſchulinſpektor einzureichen. Derſelben iſt beizufügen: 

1. eine von dem Prüflinge ſelbſtſtändig gefertigte Arbeit über 
einen von ihm ſelbſt zu wählenden Gegenſtand mit der 
Verſicherung, daß er keine anderen, als die von ihm an⸗ 
gegebenen Quellen bei der Anfertigung benutzt habe. 

1 eine von ihm felbft gefertigte Zeichnung. 

>. eine von ihm ſelbſt gefertigte Probeſchrift, 

beide mit der Verſicherung, daß er ſie ſelbſt ohne fremde Hilfe 
gefertigt habe. 

§. 3. Der Schulinſpektor zieht nach Empfang der Mel⸗ 
dung, falls der Prüfling unter einem Hauptlehrer gearbeitet 
hat, deſſen Zeugniß über des Erſteren Leiſtungen im praktiſchen 
Schuldienſte und über deſſen Fleiß in der eigenen Fortbildung 
ein, um dann die Meldung und ihre Anlagen nebſt dieſem und 
ſeinem eigenen ausführlichen Zeugniſſe über Fleiß und Verhal⸗ 
ten des Prüflings ſpäteſtens zwei Wochen nach dem Meldungs⸗ 
termine bei dem Oberſchulkollegium einzureichen. 

8. 4. Das Oberſchulkollegium entſcheidet über die Zulaſ⸗ 
fung zur Prüfung und überweiſt die Meldungen der Zugelaſ⸗ 
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ſenen nebſt ihren Anlagen der Prüfungs-Kommiſſion, deren 
Vorſitzender dann je nach der Zahl der zugelaſſenen Prüflinge 
den oder die Termine der Prüfung anſetzt und zur Kunde der 
zugelaſſenen Lehrer bringt. 

§. 5. Es iſt jedem Lehrer geſtattet, bei der Meldung eine 
Prüfung in der franzöſiſchen, ſowie in der engliſchen Sprache, 
oder eine beſondere Prüfung in denjenigen Fächern zu bean⸗ 
tragen, in welchen er eine Steigerung des bei der erſten Prü⸗ 
fung erhaltenen Zeugniſſes zu erlangen wünſcht. Dieſe Prü⸗ 
fung kann nicht verſagt werden; nöthigenfalls kann das Ober— 
ſchulkollegium, um fie zu bewerkſtelligen, der Prüfungs⸗Kommiſ⸗ 
ſion außerordentliche Mitglieder aus den Lehrern der inländi⸗ 
ſchen höheren Lehranſtalten beiordnen. 


§. 6. Die Prüfung, welche höchſtens zwei Tage dauert, 
iſt eine theils theoretiſche, theils praktiſche; die theoretiſche zer⸗ 
fällt in eine ſchriſtliche und eine mündliche Prüfung. 

§. 7. Zum Zwecke der ſchriftlichen Prüfung ſtellt der Vor⸗ 
ſitzende der Prüfungskommiſſion aus den vom Seminarlehrer⸗ 
kollegium in mindeſtens doppelter Zahl vorgeſchlagenen Auf: 
gaben, deren drei für einen pädagogiſchen und einen religiöſen 
Aufſatz, ſowie für die ſchulmäßige Bearbeitung irgend eines 
anderen Lehrgegenſtandes. Die ſchriftliche Löſung dieſer Auf: 
gaben findet in Klauſur unter Aufſicht eines Mitgliedes der 
Prüfungskommiſſion ſtatt. Behufs der Beurtheilung der am Vor⸗ 
mittage des erſten Tages anzufertigenden Arbeiten tritt am Nach⸗ 
mittage die Prüfungskommiſſion zu einer Sitzung zuſammen. 

Bei mangelhaftem Ausfalle der ſchriftlichen Prüfung kanu 
der Vorſitzende der Kommiſſion nach Verſtändigung mit dem 
Seminar» Direktor dem Prüflinge den Rath ertheilen, von der 
Prüfung zurückzutreten. Bei geradezu ungenügendem Ausfalle 
derſelben kann die Prüfungskommiſſion durch einſtimmigen Be⸗ 
ſchluß von der weiteren Prüfung ausſchließen. 

§. 8. Die mündliche Prüfung verbreitet ſich über die Ge⸗ 
ſchichte des Unterrichtes, die Unterrichtslehre, die Schulpraxis 
und die Methodik der einzelnen Unterrichtszweige. Nach dem 
Ermeſſen der Kommiſſion kann bei jedem Prüflinge auf das 
ſachliche Wiſſen eingegangen werden. 

§. 9. Als Maßſtab für die zu ſtellenden Anforderungen 
an die Kenntniſſe der Examinanden wird bei denjenigen, welche 
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demnächſt den vierjährigen Lehrgang im Seminare durchge⸗ 
macht haben werden, der Lehrplan des Seminars in analoger 
Anwendung dienen. Bis dahin wird ſich die Prüfungs⸗Kom⸗ 
miſſion darauf beſchränken, zu ermitteln, ob der Prüfling in 
den einzelnen Wiſſenszweigen das für die gedeihliche Ausübung 
des Lehrerberufes unerläßliche Maß von Kenntniſſen beſitzt 
und ſeine Fortbildung nicht vernachläſſigt hat. 

Mit beſonderer Schonung iſt in dieſer Hinſicht denen ge⸗ 
genüber zu verfahren, welche durch die veränderte Einrichtung 
des Seminars in ihrem Seminarbeſuche verkürzt worden ſind. 

Auf dieſe beſondere Rückſicht haben ſolche Prüflinge, welche 
ihre Vorbildung nicht auf dem hieſigen Seminar genoſſen ha— 
ben, unter keinen Umſtänden Anſpruch. 

9. 10. Die praktiſche Prüfung beſteht in einer Lehrprobe 
über einen Gegenſtand des Volksſchulunterrichtes, zu welch er 
die Aufgabe jeder Examinand am Schluſſe der ſchriftlichen 
Prüfung erhält. Dieſe Aufgaben werden im Einverſtändniß 
mit dem Vorſitzenden der Kommiſſion von dem Direktor und 
den ſämmtlichen Lehrern des Seminars geſtellt und iſt zur 
Vorbereitung auf die Behandlung derſelben der Nachmittag be⸗ 


ſtimmt, an welchem die Kommiſſion die ſchriftlichen Arbeiten 
beurtheilt. Unmittelbar vor Beginn der Lehrprobe am Morgen 
des zweiten Tages iſt dem Vorſitzenden eine kurze überſichtliche 
Dispoſition der beabſichtigten Behandlung zu übergeben. | 
8.11. Hinſichtlich der Beurtheilung der Prüflinge ſowohl 
nach den Leiſtungen in den einzelnen Wiſſenszweigen als auch 
nach dem Geſammtergebniß der Prüfung gelten auch für die 
zweite Prüfung die Beſtimmungen des Artikels 6 der Bekannt⸗ 
machung des Oberſchulkollegiums vom 25. Mai 1859 in der 
durch die Bekanntmachung vom 9. September 1863 veränder⸗ 
ten Geſtalt. Wenn jedoch die Lehrprobe eines Prüflings nicht 
wenigſtens „ziemlich gut“ ausgefallen iſt oder deſſen Leiſtungen 
in der Religion oder im Rechnen oder im Deutſchen dieſes 
Zeugniß nicht erlangt haben, fo iſt das Zeugniß demſelben zu | 
verſagen. 
§. 12. Alle Diejenigen, welche nach Maßgabe des Para- 
graphen 10 die zweite Prüfung beſtanden haben, erhalten das 
Zeugniß der Befähigung zur unwiderruflichen Anſtellung, von 
welchem dem Oberſchulkollegium die Prüfungs⸗Kommiſſion eine 
zweite Ausfertigung einreicht. 
§. 13. Prüflinge, welche die von ihnen beantragte beſo n⸗ 
dere Prüfung (§. 5) nicht wenigſtens „gut“ beſtehen oder in 
derſelben keine höhere Leiſtungen als in der erſten Prüfung 
vorführen, erhalten über dieſe Prüfung kein beſonderes Zeug⸗ 
niß. Doch darf ihnen aus dieſem Grunde das Zeugniß der 
Befähigung zur unwiderruflichen Anſtellung nicht verſagt wer- 
den, wenn ſie im Uebrigen beſtanden haben. 5 
Oldenburg, den 3. Mai 1877. 


Evangeliſches Oberſchulkollegium. 
Tappenbeck. 


Lipſius. 


Königreich Preußen. 
Erkenntniß des Königlichen Oberverwaltungsgerichts, die Zuftän- 
digkeit der Schulaufſichtsbehörde bei Beſtimmung über die Er⸗ 
richtung neuer Schulklaſſen und Lehrerſtellen, wie die Beziehung 
dieſer Beſtimmung zu dem Umfange von Schulbanten betreffend. 
Vom 21. Oktober 1876. 


Im Namen des Königs. | 


| 


In der Verwaltungsſtreitſache 
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der Königlichen Regierung, Abtheilung für Kirchen⸗ und 
Schulweſen zu Breslau, Beklagte und Reviſionsklägerin, 
wider 
die evangeliſche Schulgemeinde zu R., Klägerin und Re⸗ 
viſionsbeklagte, 
hat das Königliche Oberverwaltungsgericht in ſeiner Sitzung 
vom 21. Oktober 1876, 
an welcher ꝛc. ꝛc. Theil genommen haben, 
für Recht erkannt, 
daß auf die Reviſion der Beklagten die Entſcheidung des 
Königlichen Bezirksverwaltungsgerichts zu Breslau vom 
16. Juni 1876 zu beſtätigen, die baaren Auslagen des 
Verfahrens und der Klägerin der Beklagten zur Laſt zu 
legen, im Uebrigen die Koſten des Verfahrens außer An⸗ 
ſatz zu laſſen und der Werth des Streitgegenſtandes auf 
1000 Mark feſtzuſetzen. 
Von Rechts Wegen. 
Gründe. 

In der zu dem Schulverbande R. gehörigen Kolonie 
Neu⸗K., welche nach der Feſtſtellung vom 13. Januar d. J. 97 
ſchulpflichtige evangeliſche Kinder zählt, ſoll ein Schulhaus er⸗ 
baut werden. Die Einwohnerzahl von Neu-K. beträgt nach der 
Volkszählung vom 1. Dezember 1875: 876 Seelen, ſie hat nach 
der Volkszählung von 1871: 917 Seelen betragen, alſo eine 
Minderung von circa 5% erfahren. 

Ueber die Art der Bauausführung beſteht zwiſchen der 
Schulgemeinde R. und der Königlichen Regierung zu Breslau 
als Aufſichtsbehörde Streit. Erſtere erachtet mit Rückſicht auf 
die vorangeſtellten Thatſachen und weil ein weiteres Zurückge⸗ 
hen der Einwohnerzahl von Neu-K. wahrſcheinlich ſei, ein Schul⸗ 
haus mit Einem Lehrzimmer und Einer Lehrerwohnung für 
ausreichend und hat gegen die Regierung klagend beantragt, 
ſie nur hierzu verpflichtet zu erklären. Die beklagte Regierung 
hat ihrerſeits dem widerſprochen und fordert die Herſtellung 
zweier Lehrzimmer und zweier Lehrerwohnungen, weil nach 
der Miniſterial-Verfügung vom 16. Dezember 1874*) bei 100 
Kindern zwei Klaſſen eingerichtet und zwei Lehrer angeſtellt 
werden müßten, dieſe Zahl nahezu vorhanden ſei und auf einen 
Zuwachs von 10% um ſo mehr gerechnet werden müſſe, als 
in früheren Jahren die Zahl der ſchulpflichtigen Kinder in 
Neu⸗K. 100 bedeutend überſtiegen habe. 

Der Kreisausſchuß des Kreiſes W. hat darauf unter dem 
14. Januar 1876 dahin erkannt, daß die klägeriſche Schulge⸗ 
meinde nur verpflichtet ſei, ein Schulhaus mit Einem Lehr⸗ 


zimmer und Einer Lehrerwohnung zu erbauen, weil die An⸗ 


ſtellung eines zweiten Lehrers bei den ungünſtigen Verhältniſſen 
der Klägerin unmöglich und der Fall, daß 100 Kinder vorhan⸗ 
den ſeien, die Anſtellung eines zweiten Lehrers alſo nach der 
Allgemeinen Verfügung über Einrichtung ꝛc. der Volksſchule vom 
15. Oktober 1872 und der dieſe erläuternden Verfügung vom 


16. Dezember 1874 geboten ſei, nicht vorliege, auch eine Min⸗ 


derung, nicht Vermehrung der vorhandenen Schülerzahl wahr⸗ 
ſcheinlich ſei. 
Gegen dieſe Entſcheidung legte die beklagte Regierung Be⸗ 
rufung ein und beantragte: 
unter Aufhebung der Entſcheidung des Kreisausſchuſſes 
in W. vom 14. Januar 1876 die evangeliſche Schulge⸗ 
meinde R. für verpflichtet zu erachten, für die Kolonie 
Neu⸗K. ein Schulhaus mit zwei Lehrzimmern und zwei 
Lehrerwohnungen herzuſtellen, 
*) Deutſche Schulgeſetz-Samml. 1875 Nr. 15. 
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indem fie ausführte, daß die nach 8. 3 der Allgemeinen Ber: 
fügung vom 15. Oktober 1872 einer Volksſchule zu gebende 
Einrichtung ausſchließlich von der Schulauffichtsbehörde zu be: 
ſtimmen ſei und daß hinſichtlich der Kinderzahl, für welche ge: 
ſorgt werden müſſe, grundſätzlich ein Zuſchlag von 10% ange: 
nommen werden müſſe, der Durchſchnitt der Schülerzahl in den 
Jahren 1872/74 überdies 107 betragen habe und ein weiteres 
Zurückgehen der Bevölkerung nicht für erwieſen angenommen 
werden könne. Die klägeriſche Gemeinde ihrerſeits bat um Be⸗ 
ſtätigung der erſten Entſcheidung, indem ſie gegen die Annahme 
eines Zuſchlages von 10 „% proteſtirte. 
Nachdem der Vertreter der beklagten Regierung im Audienz⸗ 
termine ausdrücklich noch erklärt hatte: 
daß, wenn das Schulhaus zweiklaſſig eingerichtet werden 
ſollte, die Regierung zur Zeit von der Anſtellung eines 
Adjuvanten abſehen wolle und zwar lediglich aus dem 
Grunde des Lehrermangels, 

und 
daß der geforderte Zuſchlag von 10%, in keiner Beſtim⸗ 
mung, ſondern nur in der allgemeinen Praxis ſeine Be⸗ 
gründung finde, 

erkannte das Königliche Bezirksverwaltungsgericht zu Breslau 
unterm 16. Juni 1876: 
daß die Entſcheidung des Kreisausſchuſſes zu W. vom 
14. Januar 1876 lediglich zu beſtätigen, die Koſten des 
Verfahrens außer Anſatz zu laſſen, die baaren Auslagen 
des Verfahrens aber und der Berufsbeklagten der Staats⸗ 
kaſſe aufzuerlegen und der Werth des Streitobjektes auf 
1000 Mark feſtzuſetzen. 
Der Berufungsrichter begründet ſeine Entſcheidung wie folgt: 

Die Frage, ob dem vorliegenden Bedürfniß mit Rück⸗ 
ſicht auf die Verhältniſſe der Schulgemeinde R. bezw. 
der Kolonie Neu-K. durch Errichtung der Halbtagsſchule 
genügt werden könne oder müſſe, unterliegt allerdings 
nicht der Zuſtändigkeit des Kreisausſchuſſes; denn ſie be⸗ 
rührt eine durchaus interne Angelegenheit und iſt als 
ſolche von der Entſcheidung der Aufſichtsbehörde abhängig. 

Fällt hiernach auch der eine Grund, auf welchen 
der Vorderrichter die Entſcheidung ſtützt, fort, jo bleibt 
immerhin der andere mit durchgreifender Wirkung be⸗ 
ſtehen. — Das Zurückgehen der Bevölkerung in Kolo⸗ 
nie Neu⸗K., eine Kinderzahl von noch nicht 100, die 
nicht günſtige örtliche Lage der Kolonie zu den Berg⸗ 
werken und das vorausſichtlich noch längere Zeit wäh— 
rende Darniederliegen der Induſtrie ſtellen Momente 
dar, welche die Vornahme eines Baues in dem von der 
Aufſichtsbehorde verlangten Umfange — auch wenn man 
von der zweiten Lehrerwohnung abſieht — zur Zeit nicht 
rechtfertigen. Und es kommt hinzu, daß die Annahme 
eines Zuwachſes von 10 % der Kinderzahl weder in 
geſetzlichen noch reglementariſchen Vorſchriften eine Un⸗ 
terlage findet. — 

Wird die Annahme der Berufungsverklagten und 
des Kreisausſchuſſes, daß eine weitere Abnahme der Be⸗ 
völkerung und der Kinderzahl in Kolonie Neuss. ber 
vorſteht, wahr, ſo würde dem gegenüber die Errichtung 
eines Baues mit zwei Klaſſen eine anormale Lage der 
Sache darſtellen, während dem entgegengeſetzten Falle 
leicht dadurch Rechnung getragen werden kann, daß bei 
dem Bauprojekte auf die event. Vergrößerung um eine 
Klaſſe und eine Wohnung Bedacht genommen wird. 


Das betont der Vorderrichter mit Recht und dem wi— 
derſpricht die Schulgemeinde nicht. 

Gegen dieſe Entſcheidung hat die beklagte Regierung das 
Rechtsmittel der Reviſion eingelegt und ihren in zweiter In⸗ 
ſtanz geſtellten Antrag wiederholt. Die Reviſionsbeſchwerde 
ſtützt ſich auf $. 64 Nr. 1 des Geſetzes vom 3. Juli 1875 und 
macht dem Vorderrichter die Nichtanwendung der von den Be— 
hörden innerhalb ihrer Zuſtändigkeit erlaſſenen Verordnungen 
zum Vorwurfe, weil er ſowohl die Feſtſtellung der Kinderzahl 
behufs Ermittelung des Bedürfniſſes nach einer mehrjährigen 
Fraktion im Prinzipe verworfen, wie andererſeits die Annahme 
eines Zuſchlages von 10 %ͤ für die zukünftige Vermehrung 
als weder in geſetzlichen noch reglementariſchen Vorſchriften be— 
gründet, für ungerechtfertigt erklärt habe. Sie nimmt in die⸗ 
ſer Richtung Bezug auf eine von ihr an die Landräthe ihres 
Bezirkes erlaſſene Verfügung vom 13. September 1838, wonach 
bei Entwürfen zu Schulhausbauten auf eine künftige Vermeh⸗ 
rung von 10 % gerechnet werden ſoll, und auf zwei in extrak⸗ 
tiver Abſchrift beigebrachte, in Spezialfällen ergangene Verfü⸗ 
gungen des Unterrichts-Miniſters vom 21. Februar und 15. 
Mai 1875, welche ihre Auffaſſung beſtätigen ſollen. 

Die Reviſionsbeklagte bittet in der Gegenerklärung um 
Rückweiſung der Reviſionsbeſchwerde und macht event. geltend, 
daß der Antrag, ſie zur Herſtellung zweier Lehrzimmer und 
zweier Lehrerwohnungen zu verurtheilen, jedenfalls unbegrün⸗ 
det ſei, da die Beklagte und Reviſionsklägerin bereits in zwei⸗ 
ter Inſtanz ihren Antrag auf zwei Lehrzimmer und Eine Leh⸗ 
rerwohnung beſchränkt habe. 

Es war, wie geſchehen, zu erkennen. 3 

Nach der Allgemeinen Verfügung des Unterrichts⸗Miniſters 
über Einrichtung ꝛc. der Volksſchule vom 15. Oktober 1872 
und der ſpäter ergangenen, ſie ergänzenden und erläuternden 
Miniſterial-Verfügungen, zu denen auch die von den Parteien 
und den Vorderrichtern angezogene Verfügung vom 16. De⸗ 
zember 1874 gehört — a 

(Eine Zuſammenſtellung derſelben findet ſich in dem 
Werke: „Volksſchulweſen und Lehrerbildung in Preu⸗ 
ßen“ von Dr. Schneider, Berlin 1875) 
darf die mit der Schulaufficht betraute Provinzialbehörde, falls 
die Schülerzahl in einer Volksſchule 80 überſteigt, die einklaſ— 
ſige Volksſchule nicht dulden; fie muß die zweiklaſſige einrich⸗ 
ten. Sie hat dabei zu entſcheiden: 

1) ob für die zweite Klaſſe ein beſonderer Lehrer — der 

zweite Lehrer — angeſtellt werden ſoll, 

2) ob der Eine Lehrer beide Klaſſen unterrichten, d. h. ob 

die Halbtagsſchule eingeführt werden ſoll. 
In dem Falle zu 2 unterrichtet der Lehrer beide Klaſſen nicht 
gleichzeitig oder in beſonderen Räumen, ſondern nach einander 
in demſelben Lehrzimmer. In dieſem Falle bedarf es daher 
nur Einer Lehrerwohnung und Eines Lehrzimmers. » 

Steigt die Zahl über 100, fo ift die Halbtagsſchule auch 
noch zuläſſig, fie gilt aber als eine ungenügende Einrichtung. 
Die Auffihtsbehörde hat dann auf die Anſtellung eines zwei⸗ 
ten Lehrers Bedacht zu nehmen, d. h. ſie hat Alles zu 
thun, um die Anſtellung eines zweiten Lehrers zu ermöglichen, 
namentlich alſo bei unvermögenden Gemeinden zu verſuchen, 
die erforderlichen Mittel anderweit flüſſig zu machen. 

Ein Muß liegt in der Verfügung vom 16. Dezember 1874 
nicht. (efr. auch die Miniſterial⸗Verfügung vom 5. Mai 1873, 
Schneider S. 11.) Die in dieſen Richtungen von den Pro⸗ 
vinzialbehörden getroffenen Feſtſetzungen ſind nicht im Verwal⸗ 
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tungsſtreitverfahren, ſondern nur im Wege der Beſchwerde bei 
dem vorgeſetzten Miniſter anfechtbar. 

Hätte die Regierung zu Breslau im vorliegenden Falle 
daher die Anſtellung eines zweiten Lehrers in Neu-K. angeord- 
net, ſo würde der Klägerin hiergegen nur der Weg der Be— 
ſchwerde bei dem Unterrichtsminiſter offen geſtanden haben. 
Hätte alsdann Letzterer die Anordnung der Regierung gebilligt, 
ſo würde damit die Frage, ob zwei Lehrerwohnungen und zwei 
Lehrzimmer zu beſchaffen, in bejahendem Sinne endgültig ent⸗ 
ſchieden und nur noch über die Art der Beſchaffung ein Ver⸗ 
waltungsſtreitverfahren möglich geweſen ſein. 

So liegt die Sache aber nicht. Die Regierung hat viel⸗ 
mehr die Anſtellung eines zweiten Lehrers erſt für den Fall, 
daß die Zahl der Kinder über 100 anwachſen wird, in Aus⸗ 
ſicht genommen und der Vertreter derſelben im Audienztermine 
am 16. Juni d. J. ausdrücklich erklärt, daß die Regierung von 
der Anſtellung eines zweiten Lehrers (Adjuvanten) zur Zeit ab⸗ 
ſehe. Es handelt ſich deshalb hier lediglich um Entſcheidung 
der Frage, ob die Schulgemeinde verpflichtet iſt, auf ein zu⸗ 
künftiges Bedürfniß zu rückſichtigen. Ueber dieſe Frage iſt im 
Verwaltungsſtreitverfahren zu befinden und iſt dieſelbe mit 
Recht von dem Vorderrichter verneint worden. Die Schulauf⸗ 
ſichtsbehörde kann nur die Befriedigung des gegenwärtigen Be- 
dürfniſſes verlangen. Für die in Folge einer möglichen künf⸗ 
tigen Vermehrung der Kinderzahl erforderliche Anſtellung eines 
zweiten Lehrers ꝛc. braucht die Schulgemeinde im Voraus nicht 
zu ſorgen. Empfohlen kann ihr werden, in ihrem eigenen In⸗ 
tereſſe hierauf zu rückſichtigen; die Ausübung eines Zwanges 
erſcheint jedoch nicht zuläſſig. Auch iſt in den von der beklag⸗ 
ten Regierung beigebrachten Verfügungen von einem derartigen 
Zwange nicht die Rede. Im Gegentheil ſprechen die von dem 
Miniſterium publizirten Entſcheidungen (Deutſche Schulgeſetz⸗ 
Samml. Jahrg. 1873 Nr. 45) es ausdrücklich aus, daß im 
Streitfalle für die Bemeſſung des Schulraumes nur die Zahl 
der in der Schule wirklich aufgenommenen Kinder als maßge⸗ 
bend anzuſehen iſt. Wenn daher der Vorderrichter nur auf 
das gegenwärtige Bedürfniß und die Zahl der zur Zeit vor⸗ 
handenen Schulkinder rückſichtigt, ſo verletzt er keine von den 
Behörden innerhalb ihrer Zuſtändigkeit erlaſſene Verordnung. 

Die auf §. 64 Nr. 1 des Geſetzes vom 3. Juli 1875 ge⸗ 
ſtützte Reviſion der Beklagten entbehrt demnach der Begründung. 

Der Koſtenpunkt regelt ſich nach den 88. 72, 73 deſſelben 
Geſetzes. 

Urkundlich unter dem Siegel des Königlichen Oberverwal⸗ 
tungsgerichts und der verordneten Unterſchrift. 

(L. 8.) Perſius. 
O. V. G. Nr. 862. 


Miniſterial⸗Erlaß, die Beſtellung eines Kommiſſarius zur Ver⸗ 
tretung einer öffentlichen Behörde oder zur Wahrnehmung des 
öffentlichen Intereſſes für die mündliche Verhandlung des Ober⸗ 
Verwaltungsgerichts betreffend. Vom 1. März 1877. 
Berlin, den 1. März 1877. 
Ew. ꝛc. erſuchen wir ergebenſt, in denjenigen zur Entſchei⸗ 
dung des Oberverwaltungsgerichts gelangenden Verwaltungs- 
Streitſachen, in denen nach §. 44 Abſ. 1 und 2 des Geſetzes 
vom 3. Juli 1875 zur Vertretung einer öffentlichen Behörde 
oder zur Wahrnehmung des öffentlichen Intereſſes die Beſtel⸗ 
lung eines Kommiſſarius für die mündliche Verhandlung erfol— 
gen kann, die Akten dem betreffenden Reſſort-Miniſter zur Be⸗ 
ſtimmung über die Abordnung und Erneuerung dieſes Kommiſſa⸗ 


rius einzuſenden, ſofern nach der eigenthümlichen Lage des 
Falles oder wegen der prinzipiellen Wichtigkeit der zur Erörte⸗ 
rung gelangenden Fragen des öffentlichen Intereſſes die Er- 
nennung eines beſonderen Kommiſſarius für den Termin der 
mündlichen Verhandlung von Ew. ꝛc. überhaupt für nothwen⸗ 
dig erachtet werden ſollte. 

Von der Abſendung eines dortſeitigen Kommiſſarius zu der 
mündlichen Verhandlung vor dem Oberverwaltungsgerichte wird 
der Regel nach Abſtand zu nehmen ſein, und dieſelbe nur dann 
ausnahmsweiſe ſtattfinden können, wenn eine beſondere Sach⸗ 
oder Lokalkenntniß behufs Wahrnehmung des in Frage ſtehen⸗ 
den öffentlichen Intereſſes erforderlich ſein ſollte. In dieſen 
letzteren Fällen iſt event. bei Einſendung der Akten gleichzeitig 
derjenige Beamte zu bezeichnen, welcher von Ew. ꝛc. zur Weber: 
nahme dieſes Kommiſſariums für vorzugsweiſe geeignet erachtet 
wird. — In denjenigen ſtreitigen Verwaltungsſachen, bei denen 
der Fiskus als Partei betheiligt iſt, wird die Vertretung deſſel⸗ 
ben bei den mündlichen Verhandlungen vor dem Oberverwal⸗ 
tungsgerichte, ſoweit ſie nach Lage der Umſtände überhaupt für 
erforderlich zu erachten iſt, einem hieſigen Rechtsanwalte oder 
einem hier wohnhaften geeigneten Staatsbeamten nach näherer 
Beſtimmung des betreffenden Reſſortchefs zu übertragen ſein. 
Die Abſendung eines Kommiſſarius der Provinzialbehörde wird 
dagegen ausnahmsweiſe nur dann einzutreten haben, wenn es 
auf eine beſondere, einem ſolchen Vertreter vorzugsweiſe bei⸗ 
wohnende Lokal- und Sachkenntniß ankommt. 

Ew. ꝛc. erſuchen wir ergebenſt, auch in den Fällen, in de: 
nen der Fiskus Partei iſt, die Akten mit einer gutachtlichen 
Aeußerung über die Nothwendigkeit der Vertretung des Fiskus 
bei den mündlichen Verhandlungen vor dem Oberverwaltungs⸗ 
gerichte dem betreffenden Reſſortminiſter zur Entſcheidung über 
die Abordnung reſp. zur Eernennung eines Vertreters einzureichen. 

Durch die gegenwärtige Verfügung finden mein, des Mi⸗ 
niſters der geiſtlichen, Unterrichts- und Medizinal-Angelegenhei: 
ten, Erlaß vom 19. Oktober v. J. und mein, des Miniſters für 
Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten, Erlaß vom 29. No: 
vember v. J. ihre Erledigung. 
die ſümmlicen Herren Regierungs⸗Präſidenten (bezw. 

Regierungs⸗Präſidien) der Provinzen Preußen, Bran⸗ 


denburg, Pommern, Schleſien und Sachſen, ſowie 
zu Sigmaringen. 


Abſchrift überſenden wir Ew. Excellenz ganz ergebenſt zur 
gefälligen Kenntnißnahme und gleichmäßigen Beachtung. 
Der Finanz⸗Miniſter. Der Miniſter des Innern. 


Camphauſen. Gr. zu Eulenburg. 
Der Miniſter der geiſtlichen ꝛc. Angelegenheiten. 
Falk. 
Der Minifter für Handel ꝛc. Der Miniſter f. d. landw. Angelegenh. 


Achen bach. 


An 
die Herren nie e 1 an 
Brandenbur ommern efien und Sachſen. 
F. M. I. 905505. — M. d. J. I. K. O. 903. — M. d. g. A. I. G. III. 788. 
M. f. H. C. B. 113. — M. f. l. A. 2172. 


Friedenthal. 


Miniſterial⸗Erlaß, die Betheiligung der Schuldeputationen an 
der Entſcheidung über Geſuche um Dispenſation vom Schulbe⸗ 
ſuche betreffend. Vom 31. Januar 1877. 

Berlin, den 31. Januar 1877. 

Da die den Gemeinden und deren Organen zuſtehende 
Theilnahme an der Schulaufſicht durch das Geſetz vom II. 
März 1872 unberührt geblieben iſt, die ſtädtiſchen Schuldepu⸗ 
tationen aber, entſprechend der Beſtimmung in $. 48 Titel 12 
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Theil II. Allgemeinen Land⸗Rechtes in Verbindung mit 9. 43 
a. a. O. durch Nr. 11 der Inſtruktion vom 26. Juni 1811 bes 
rufen ſind, zur Herbeiführung und Beförderung des regelmä⸗ 
ßigen und ordentlichen Schulbeſuches ſämmtlicher ſchulfähiger 
Kinder mitzuwirken, überdies die Spezialaufficht, welche Predi⸗ 
ger, d. h. Lokal⸗Schulinſpektoren außer den Schuldeputationen 
ausüben, gemäß Nr. 14 a. a. O. mit der allgemeinen Ober⸗ 
aufſicht der Schuldeputationen in Verbindung geſetzt werden 
ſoll, ſo kann ich, wie ich der Königl. Regierung auf den Be⸗ 
richt vom 27. Dezember v. J. hiermit eröffne, es nicht für an⸗ 
gemeſſen erachten, daß bei den Entſcheidungen über Geſuche 
um Dispenſation vom Schulbeſuche reſp. um vorzeitige Entlaſ⸗ 
ſung von Schulkindern aus der Schule jede Betheiligung der 
ſtädtiſchen Schuldeputationen ausgeſchloſſen wird. 

Vielmehr wird davon auszugehen ſein, daß, entſprechend dem 
Erlaß vom 6. November 1873 (Deutſche Schulgeſ.-Samml. 1874 
Nr. 5) Geſuche um Dispenſation ſchulpflichtiger Kinder vom Schul⸗ 
beſuche bei dem Lokal⸗Schulinſpektor reſp. bei der mit der Schul⸗ 
aufſicht befaßten Ortsſchulbehörde, worunter in den Städten 
die Schuldeputationen zu verſtehen ſind, anzubringen ſind und 
daß über ſolche Geſuche zunächſt die letzteren ſelbſt befinden 
und zwar dergeſtalt, daß dieſelben, wenn fie die Geſuche un- 
begründet finden, ſolche zurückzuweiſen, wogegen den Betheilig⸗ 
ten alsdann freiſteht, die Entſcheidung des Kreis-Schulinſpek⸗ 
tors anzurufen, daß ſie dagegen, wenn ſie die Geſuche begrün⸗ 
det finden, ſolche dem Kreis⸗Schulinſpektor zur Entſcheidung 
vorlegen, welche die Verordnung der Königl. Regierung vom 
24. März 1853 unter Nr. 5 dem Letzteren vorbehalten hat. 

Die Königl. Regierung veranlaſſe ich, dem entſprechend 
fortan eine Betheiligung der ſtädtiſchen Schuldeputation i. N. 
an der Entſcheidung über Geſuche um Dispenſation ſchulpflich⸗ 
tiger Kinder vom Schulbeſuche nicht auszuschließen und hiernach 
den Magiſtrat in N. auf ſeine Beſchwerde mit Beſcheid zu 
verſehen. 

In gleicher Weiſe iſt zu verfahren, wenn andere Magi⸗ 
ſtrate ſich veranlaßt finden ſollten, eine Theilnahme der Schul⸗ 


deputation an der Entſcheidung über Geſuche um Dispenſation 
vom Schulbeſuche in Anſpruch zu nehmen, ſofern die König⸗ 
liche Regierung es nicht vorziehen ſollte, eine allgemeine Mo⸗ 
difikation der Beſtimmung unter Nr. 5 der Verordnung vom 
24. März 1853 herbeizuführen, was zu thun ich Derſelben über⸗ 
laſſen will. 

Der Miniſter der geiſtlichen ꝛc. Angelegenheiten. 


An Falk. 
die Königliche Regi 9 
U. IIb 9248 gierung zu N. 


Verfügung der Generaldirektion der Königlichen allgmeinen Witt⸗ 
wen-Berpflegungsanftalt, den Beitritt zur Königlichen allgemeinen 
Wittwen⸗Verpflegungsanſtalt betreffend. Vom 17. September 1872. 
Berlin, den 17. September 1872. 

Die in Bezug auf den Beitritt zur Königlichen allgemei⸗ 
nen Wittwen⸗Verpflegungs-Anſtalt zu beobachtenden allgemei⸗ 
nen Vorſchriften werden nachſtehend mit dem Bemerken bekannt 
gemacht, daß es im eigenen Intereſſe der betheiligten Perſonen 
liegt, ſich zur Vermeidung von Verzögerungen der Abnahme, 
Portokoſten und ſonſtigen Weiterungen genau nach dieſen Vor⸗ 
ſchriften zu richten. ö 

I. Aufnahmefähig ſind: 

1) alle im unmittelbaren Staats dienſte angeftellte Zivil⸗ 
beamte, welche nach dem Geſetze vom 27. März 1872 (Deutſche 
Schulgeſetz⸗Samml. Jahrg. 1875 Nr. 49) penſionsberechtigt ſind. 


Die unter dem Vorbehalte des Widerrufes oder der Kün⸗ 
digung angeſtellten Beamten haben einen Anſpruch auf Pen⸗ 
ſion und folglich auf die Aufnahme nur dann, wenn ſie eine 
in den Beſoldungs⸗Etats aufgeführte Stelle bekleiden. 

2) Die Zivilbeamten des Deutſchen Reiches, welche 
Preußiſche Unterthanen und vom Kaiſer angeſtellt ſind, oder 
zu denjenigen Poſt⸗ oder Telegraphenbeamten gehören, deren 
Anſtellung verfaſſungsgemäß der Preußiſchen Landesregierung 
zuſteht (Art. 50 der Reichsverfaſſung). Diejenigen von den 
unter 1 und 2 bezeichneten Beamten, deren penſionsberechtigtes 
Dienſteinkommen die Summe von 250 Thlr. nicht überſteigt, 
dürfen nur eine Wittwenpenſion von höchſtens 50 Thlrn. ver⸗ 
ſichern. 

3) Aſſeſſoren bei den Regierungen, den Obergerichten, 
Rheiniſchen Landgerichten und Bergämtern, welche noch kein 
Dienſteinkommen aus der Staatskaſſe beziehen, ſowie die bei 
den Auseinanderſetzungs-Behörden dauernd beſchäftigten Oeko⸗ 
nomie⸗Kommiſſarien, denen ein Anſpruch auf Penſion noch nicht 
beigelegt iſt, — alle dieſe jedoch mit der Beſchränkung auf die 
Verſicherung einer Wittwenpenſion von höchſtens 100 Thalern, 
vorbehaltlich ſpäterer Erhöhung derſelben. 

4) die Profeſſoren bei den Univerſitäten, wenn ſie mit ei⸗ 
ner fixirten Beſoldung angeſtellt ſind. 

5) die im eigentlichen Seelſorger-Amte, ſowohl unter Kö⸗ 
niglichen als unter Privat-Patronaten angeſtellten Geiſtlichen, 
ſowie die ordinirten und zu einem Seelſorgeramte berufenen 
Hilfsgeiſtlichen. 

6) die im unmittelbaren Staatsdienſte angeſtellten, nach 
§. 6 des Geſetzes vom 27. März 1872 penſionsberechtigten Leh⸗ 
rer und Beamten an Gymnaſien, Progymnaſien, Realſchulen, 
Schullehrer⸗Seminarien, Taubſtummen- und Blinden-Anftalten, 
Kunſt⸗ und höheren Bürgerſchulen, ſowie auch 

7) andere an Gymnaſien und dieſen gleich zu achtenden 
Anſtalten, an Schullehrer-Seminarien, an höhern und allge⸗ 
meinen Stadtſchulen angeſtellte wirkliche Lehrer, mit Ausſchluß 
der Hilfslehrer und der Lehrer an ſolchen Klaſſen derſelben, 
welche als eigentliche Elementarklaſſen nur die Stelle einer mit 
jenen Anſtalten verbundenen Elementarſchule erſetzen. 

In Betreff derjenigen Beamten und Hilfslehrer der 
unter 6 bezeichneten Anſtalten, ſowie der Lehrer an den mit 
letzteren verbundenen Elementarklaſſen, deren penſionsberechtig⸗ 
tes Dienſteinkommen die Summe von 250 Thalern nicht über⸗ 
ſteigt, findet die Beſtimmung zu 2 a. E. Anwendung. 

8) die reitenden Feldjäger. 

Die wegen Aufnahme der Hofdiener und einiger anderer 
Beamtenklaſſen beſtehenden beſonderen Beſtimmungen kommen 
hier nicht in Betracht. 

II. Wer der Königlichen allgemeinen Wittwen-Verpfle⸗ 
gungsanſtalt beitreten will, hat vorzulegen: 

a) ein Atteſt ſeiner vorgeſetzten Behörde, daß er zu einer 
der genannten Klaſſen gehöre, alſo zu I. 1. ausdrücklich darü⸗ 
ber, daß er ein penſionsfähiges Gehalt und event. zu welchem 
jährlichen Betrage beziehe, zu I. 2. darüber, daß er entweder 
preußiſcher Unterthan und durch Seine Majeſtät den Kaiſer 
angeſtellt ſei, oder daß er zu denjenigen Reichsbeamten gehöre, 
deren Anſtellung der preußiſchen Landesregierung vorbehalten 
iſt, und über das Gehalt, zu I. 3. wegen der Oekonomie-Kom⸗ 
miſſarien, daß er bei einer Auseinanderſetzungs-Behörde dauernd 
beſchäftigt ſei, zu I. 5. wegen der Hilfsgeiſtlichen ein Atteſt des 
betreffenden Superintendenten oder Konſiſtoriums, zu I. 6. und 
7. ein Atteſt der Regierung oder des Provinzial⸗Schulkollegiums 
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darüber, daß der Aufzunehmende ſich in dem betreffenden, zur 
Aufnahme berechtigten Verhältniſſe befinde u. ſ. w. Nur die 
geiſtlichen und die bei den Regierungen und Obergerichten oder 
anderen Landes⸗Kollegien als wirkliche Räthe angeſtellten Staats: 
beamten bedürfen über ihre Stellung keines beſonderen Nach— 
weiſes. 

Heiraths⸗Konſenſe können nur dann die Stelle ſolcher At⸗ 
teſte vertreten, wenn in denſelben das Verhältniß, welches den 
obigen Beſtimmungen zur Aufnahme in unſere Anſtalt berech⸗ 
tigt, beſonders und beſtimmt ausgedrückt, auch event. das pen⸗ 
ſionsfähige Dienſteinkommen des Beamten (I. 1, 2 und 6) an⸗ 
gegeben iſt. Verſicherungen, welche die Rezipienden ſelbſt über 
ihre Stellung abgeben oder einfache Beſcheinigung einzelner 
Behörden: „daß N. N. berechtigt oder verpflichtet ſei, der Kö⸗ 
niglichen allgemeinen Wittwen⸗Verpflegungs⸗-Anſtalt beizutreten“, 
genügen nicht. 

b) Förmliche Geburts-Attefte beider Gatten und einen Ko⸗ 
pulationsſchein. Die in dieſen Dokumenten vorkommenden Zah: 
len müſſen mit Buchſtaben ausgeſchrieben fein und der Vor- und 
Zunamen beider Eheleute in den Geburtsſcheinen müſſen mit 
den Angaben des Kopulationsſcheins genau übereinſtimmen. 

Bloße Taufſcheine ohne beſtimmte Angabe der Geburts— 
zeit ſind ungenügend; ſind ſolche Angaben im Kopulations⸗ 
ſcheine vorhanden, ſo können ſie als Erſatz etwa fehlender be⸗ 
ſonderer Geburts-Atteſte nur dann gelten, wenn die Trauung 
in derſelben Kirche erfolgt iſt, in welcher die Taufe vollzogen 
wurde, und wenn die Kopulations- und Geburtsangaben aus⸗ 
drücklich auf Grund der Kirchenbücher einer und derſelben Kirche 
gemacht werden. 

Der Unterſchrift und der Charakterbezeichnung des Aus- 
ſtellers der Kirchenzeugniſſe muß das Kirchenſiegel deutlich bei- 
gedruckt ſein. Wenn die Ausſteller die Rezipienden ſelbſt ſind 
oder zu dem Rezipienden in verwandtſchaftlichen Beziehungen 
ſtehen, ſo muß das betreffende Atteſt von der Ortsobrigkeit 
unter Beidruckung des Dienſtſiegels beglaubigt oder von einem 
anderen Geiſtlichen unter Beidruckung des demſelben zuſtehen⸗ 
den Kirchenſiegels mit vollzogen fein. Auch find dieſe Dofu- 
mente ſtempelfrei, den Predigern aber iſt es nachgelaſſen, für 
Ausfertigung eines jeden ſolcher Zeugniſſe kirchliche Gebühren, 
jedoch höchſtens im Betrage von 7 Sgr. 6 Pf., zu fordern. 

Da die Kirchenzeugniſſe bis nach Beendigung der Mit⸗ 
gliedſchaft bei unſern Akten verbleiben müſſen, ſo iſt denjeni⸗ 
gen Rezipienden, die ſie etwa auf Stempelpapier einreichen, 
und alſo ſpäter auch zu anderen Zwecken als zum Einkaufe in 
unſere Anſtalt benutzen können, beſonders anzurathen, von vorn 
herein uns zu unſern Akten nicht die Originalien, ſondern ſtem⸗ 
pelfrei beglaubigte Abſchriften zugehen zu laſſen, jedoch mit dem 
ausdrücklichen Vermerke des vidimirenden Beamten, daß den 
Originalien die Kirchenſiegel beigedruckt ſeien. 

c) Ein ärztliches, von einem approbirten praktiſchen Arzte 
ausgeſtelltes, ebenfalls ſtempelfreies Atteſt in folgender Faſſung: 

„Ich (der Arzt) verſichere hierdurch auf meine Pflicht und 
an Eidesſtatt, daß nach meiner beſten Wiſſenſchaft Herr N. N. 
weder mit der Schwindſucht, Waſſerſucht, noch einer andern 
chroniſchen Krankheit, die ein baldiges Abſterben befürchten 
ließe, behaftet, auch überhaupt nicht krank, noch bettlägerig, 
ſondern geſund, nach Verhältniß ſeines Alters bei Kräften und 
fähig iſt, ſeine Geſchäfte zu verrichten.“ 

Dieſes Atteſt des Arztes muß von vier Mitgliedern unſe⸗ 
rer Anſtalt, oder, wenn ſolche nicht vorhanden ſind, von vier 
andern bekannten redlichen Männern dahin bekräftigt werden: 


„daß ihnen der Aufzunehmende bekannt ſei und ſie das 
Gegentheil von dem, was der Arzt atteſtirt habe, nicht wiſſen.“ 

Wohnt der Rezipiend außerhalb Berlin, ſo iſt noch au⸗ 
ßerdem ein Zertifikat hinzuzufügen, dahin lautend: 

„daß ſowohl der Arzt als die vier Zeugen das Atteſt ei⸗ 
genhändig unterſchrieben haben, auch keiner von ihnen ein Va⸗ 
ter, Bruder, Sohn, Schwiegerſohn oder Schwager des Aufzu⸗ 
nehmenden oder der Frau deſſelben ſei.“ 

Dieſes Zertifikat darf nur von Notar und Zeugen, von ei— 
nem Gerichte oder von der Orts-Polizei-Behörde ertheilt wer⸗ 
den; bei den Geſundheitsatteſten für aufzunehmende Gendar- 
men ſind jedoch ausnahmsweiſe auch die Zertifikate von Gendar⸗ 
merie⸗ Offizieren und für im Auslande angeſtellte Beamte die⸗ 
jenigen ihrer vorgeſetzten Dienſtbehörde zuläſſig, wenn die Be⸗ 
ſcheinigung der Drtspolizei: Behörde nur mit beſonderen Un⸗ 
koſten oder überhaupt nicht zu erlangen iſt. 

Das Atteſt, die Zeugen⸗Ausſagen und das Zertifikat dür⸗ 
fen nie vor dem 16. Januar oder 16. Juli datirt ſein, je nach⸗ 
dem die Aufnahme zum 1. April oder 1. Oktober erfolgen ſoll, 
und die oben vorgeſchriebene Form muß in allen Theilen Wort 
für Wort genau beobachtet werden. 

III. Die Aufnahme: Termine find der 1. April und 1. 
Oktober eines jeden Jahres. 

Wer alſo nach J. zur Rezeption berechtigt iſt und dieſe 
durch eine Königliche Regierungs- reſp. Bezirks⸗Haupt⸗ oder In⸗ 
ſtitutenkaſſe, oder durch einen unſerer Kommiſſarien bewirken 
will, hat an dieſelben ſeinen Antrag und die zu II. genann⸗ 
ten Dokumente vor dem 1. April oder 1. Oktober ſo zeitig ein⸗ 
zureichen, daß ſie ſpäteſtens bis zum 15. März oder 15. Sep⸗ 
tember von dort aus bei uns eingehen können. Anträge, welche 
nicht bis zu dieſem Zeitpunkte gemacht und bis dahin nicht 
vollſtändig belegt worden ſind, werden von den Königlichen 
Kaſſen und Kommiſſarien zurückgewieſen und können nur noch 
bis zum Ablaufe der Monate März und September in porto⸗ 
freien Briefen unmittelbar an uns ſelbſt eingeſandt werden, 
dergeſtalt, daß ſie ſpäteſtens am 31. März oder 30. Septem⸗ 
ber hier eingehen. 

In der Zwiſchenzeit der vorgeſchriebenen Termine werden keine 
Rezeptions⸗Anträge angenommen und keine Aufnahmen vollzogen. 

IV. Den zu II. genannten Atteſten ſind womöglich gleich 
die erſten praenumerando zu zahlenden halbjährlichen Beiträge 
beizufügen, die nach dem Tarife zu dem Geſetze vom 17. Mai 
1856 ſehr leicht berechnet werden können. Dieſer Tarif iſt in 
der Geſetz⸗Sammlung für 1856 Seite 479 ff. abgedruckt und 
Jedermann zugänglich. Bei Berechnung der Alter iſt jedoch 
der $. 5 des Reglements zu beachten, wonach einzelne Monate 
unter Sechs gar nicht, vollendete Sechs Monate aber und da- 
rüber als ein ganzes Jahr gerechnet werden. 

Stundungen der erſten Beiträge oder einzelne Theilzahlun⸗ 
gen zur Tilgung derſelben ſind unſtatthaft, und vor vollſtändiger 
Einſendung der tarifmäßigen Gelder und der vorgeſchriebenen At⸗ 
teſte kann unter keinen Umſtänden eine Rezeption bewirkt werden. 

V. Was die Feſtſetzung des Betrages der zu verſichernden 
Penſionen betrifft, ſo haben hierüber nicht wir, ſondern die den 
Rezipienden vorgeſetzten Dienſtbehörden zu beſtimmen. Es kann 
daher hier nur im Allgemeinen bemerkt werden, daß nach den, 
höheren Ortes erlaſſenen Verordnungen die Penſion mindeſtens 
dem fünften Theile des Dienſteinkommens gleich ſein muß, wo⸗ 
bei jedoch zu berückſichtigen iſt, daß die Verſicherungen nur von 
25 Thlr. bis 500 Thlr. incl., immer mit 25 Thlr. ſteigend, 
ftattfinden können. 
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VI. Bei ſpäteren Penſions⸗Erhöhungen, die in Beziehung 
auf die Beiträge, Probejahre u. ſ. w. als neue, von den äl⸗ 
teren unabhängige Verſicherungen und nur in fofern mit die⸗ 
ſen gemeinſchaftlich betrachtet werden, als ihr Geſammtbetrag 
die Summe von 50 Thlr., reſp. 100 Thlr. (zu J. 1 bis 3) 
und 500 Thaler (zu V.) nicht überſteigen darf, iſt die aberma⸗ 
lige Beibringung der Kirchenzeugniſſe nicht erforderlich, ſondern 
nur die Anzeige der älteren Rezeptions⸗Nummer, ein neues vor⸗ 
ſchriſtsmäßiges Geſundheits⸗Atteſt und, wenn die zu I. bis 3 be⸗ 
zeichneten Grenzen überſchritten werden ſollen, ein amtliches At⸗ 
teſt über die veränderte Stellung und Beſoldung, reſp. über 
die etwa erlangte Penſionsberechtigung. Auch die Beträge der 
Erhöhungen müſſen wie die erſten Verſicherungen durch 25 ohne 
Bruch theilbar ſein. 

VII. Da wir im Schlußſatze der Rezeptions-Dokumente 
ſtets förmlich und rechtsgiltig über die erſten halbjährlichen Bei⸗ 
träge quittiren, ſo werden beſondere Quittungen über dieſelben, 
wie ſie ſehr häufig von uns verlangt werden, unter keinen Um⸗ 
ſtänden ertheilt. 

Berlin, den 17. September 1872. 

General-Direktion der 
Königlichen allgemeinen Wittwen-Verpflegungsanſtalt. 


Kaiſerthum Oefterreid). 
Verordnung des Miniſters für Kultus und Unterricht vom 5. 
April 1877, Z. 19,884, betreffend die Aufnahme der Revers⸗ 
verbindlichkeit der mit Stipendien betheilten Zöglinge der Lehrer⸗ 
und Lehrerinnenbildungsanſtalten in die Lehrbefähigungszeugniſſe 
für Volks⸗ und Bürgerſchulen. 

Zur Sicherung und Evidenzhaltung der Verpflichtung der 
mit einem Staats- oder Landesſtipendium betheilten Zöglinge 
der Lehrer- und Lehrerinnenbildungsanſtalten, nach beſtandener 
Reifeprüfung wenigſtens ſechs Jahre lang dem Lehramte an 
öffentlichen Schulen ſich zu widmen, finde Ich anzuordnen, daß 
dieſe, ſei es mit oder ohne Beſchränkung auf das Kronland, 
reversmäßig übernommene Verpflichtung, welche bisher nur in 
den Reifezeugniſſen anhangsweiſe erſichtlich zu machen war, 
künftig auch in den Lehrbeſähigungszeugniſſen, welche Prüfungs⸗ 
kandidaten noch während der Fortdauer der Reversverbindlich⸗ 
keit erwerben, in gleicher Weiſe auszuſprechen iſt. 


Verordnung des Miniſters für Kultus und Unterricht vom 22. 

März 1877, Z. 3898 ex 1876, womit für das Freihandzeich⸗ 

nen an den Bildungskurſen für Arbeitslehrerinnen ein Lehrplan 
eingeführt und eine Jnſtruktion erlaſſen wird. 

Für den im 8. 88 des Organiſations⸗Statutes der Bil⸗ 
dungsanſtalten für Lehrer und Lehrerinnen (Miniſterial⸗Ver⸗ 
ordnung vom 26. Mai 1874, 2, 7114*) beſtimmten Unterricht 
im Freihandzeichnen an den Vildungskurſen für Arbeits⸗ 
lehrerinnen hat der nachſtehende Lehrplan ſammt Inſtruktion 
in Anwendung zu kommen: 

A. Lehrplan für das Freihandzeichnen an den Bil— 
dungskurſen für Arbeitslehrerinnen. 
Unterrichtsziel. 

Möglichſte Fertigkeit im Zeichnen und Kombiniren linea⸗ 
rer und anderer Zierformen mit Rückſicht auf deren Anwen⸗ 
dung für weibliche Handarbeiten; Kenntniß in der Farbenge⸗ 
bung wie in der Zuſammenſtellung harmonirender Farben. 


) Deutſche Schulgeſetz⸗Samml. Jahrg. 1874 Nr. 34, 


Unterrichtsſtoff. 
(Kursdauer 1 Jahr, wöchentlich 2 Stunden.) 

Zeichnen ebener geometriſcher Gebilde: Gerade und krumme 
Linien, Winkel, Dreiecke, Vierecke, Polygone, Kreis, Ellipſen 
und Kombinationen dieſer Figuren. 

Uebungen im Zeichnen ornamentaler ebener Gebilde; re= 
gelmäßige und ſymmetriſche Formen; ſtyliſirte einfache Blatt⸗ 
und Blumenformen; Kombinationen derſelben auf geometriſch 
geordneter Grundlage; Sternfiguren, Roſetten, Bänder, Ran⸗ 
ken, Rand- und Flächenverzierungen, Initialen. 

Gedächtniß⸗Zeichenübungen aus dem angeführten Lehrſtoffe. 

Zeichnen nach einfachen, polychromen Vorlagen. 

Uebungen im Kombinationszeichnen nach gegebenen einfa— 
chen Motiven. 

Erklärung der einfachſten geometriſchen Körperformen. 

Uebungen im Vorzeichnen an der Tafel mit beſonderer 
Berückſichtigung der Schnittmuſter. 

B. Inſtruktion für das Freihandzeichnen an den 
Bildungskurſen für Arbeitslehrerinnen. 

1. Dem Zwecke des Bildungskurſes entſprechend ſoll durch 
den Unterricht im Zeichnen jenes Maß von Fertigkeit und 
Verſtändniß vermittelt werden, welches die Zöglinge befähiget, 
das Erlernte bei Ausübung ihres künftigen Berufes nützlich 
anzuwenden. 

Da es ſich bei den weiblichen Handarbeiten nicht um die 
Verzierung von Flächen handelt, wird hauptſächlich der Dar: 
ſtellung ebener Gebilde Aufmerkſamkeit zuzuwenden ſein. 

2. Von den elementaren geometriſchen Gebilden ausge⸗ 
hend, umfaßt der Unterricht das geometriſche Ornament, ſtyli⸗ 
ſirte Blatt- und Blumenformen, dann lineare und andere Bier 
formen, welche für weibliche Handarbeiten anwendbar erſchei⸗ 
nen. Er ſchreitet hierbei ſtets vom Einfachen zum Zuſammen⸗ 
geſetzten, vom Leichteren zum Schwierigeren fort, geht ſodann 
zum Zeichnen nach einfachen, polychromen Vorlagen und zu 
Uebungen im Kombinationszeichnen über und ſchließt mit der 
Erklärung der einfachſten geometriſchen Körperformen und Ue⸗ 
bungen im Vorzeichnen an der Tafel ab. 

Auf allen Entwickelungsſtufen iſt ein ſtreng geordneter Un⸗ 
terrichtsgang zu beobachten und es ſoll nicht früher mit Dar: 
ſtellung von Zierformen vorgegangen werden, bevor das Zeich⸗ 
nen geometriſcher Gebilde entſprechend geübt wurde. Insbe⸗ 
ſondere iſt das Zeichnen von Initialen nur ſo weit zu pflegen, 
als mit Rückſicht auf weibliche Handarbeiten unbedingt noth⸗ 
wendig erſcheint. 

3. Der Unterricht iſt in der Regel ein gemeinſamer, d. h. 
es zeichnen alle Zöglinge einer Abtheilung oder Klaſſe nach ei⸗ 
nem und demſelben Vorbilde, das die Lehrerin (der Lehrer) vor 
den Augen der Schülerinnen an der Schultafel entwirft und 
mit paſſenden Erklärungen begleitet. 

Nur bei Darſtellungen komplizirter Formen, beim Zeichnen 
nach den polychromen Vorlagen, ſowie beim Kombinations⸗ 
zeichnen tritt die Einzelunterweiſung an Stelle des Maſſen⸗ 
unterrichtes. 

4. In den Erklärungen ſollen das Charakteriſtiſche der 
Form des dargeſtellten Objektes, ſowie die weſentlichen Merk⸗ 
male und Eigenſchaften deſſelben entſprechend hervorgehoben 
werden. 

Bei kombinirten Gebilden iſt die Art ihrer Zuſammenſtel⸗ 
lung oder Verbindung und ihre Entſtehung aus den Elemen⸗ 
tarformen nachzuweiſen; ferner ſind die zur Nachbildung noth⸗ 
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Anzeigen. 


wendigen Hilfslinien, die Größe, Richtung und Form des dar— 
geſtellten Gegenſtandes, ſowie das Verhältniß ſeiner einzelnen 
Theile zum Ganzen genau anzugeben. 

Bei Vornahme der elementaren geometriſchen Gebilde iſt 
in eine wiſſenſchaftliche Erläuterung nicht einzugehen. Auch 
ſoll hierbei der Gebrauch von Zirkel, Lineal, Maßſtab oder an⸗ 
deren Hilfsmitteln ſtrenge vermieden werden. 

5. Als Anregung zur Selbſtthätigkeit find nach entſpre⸗ 
chender Vorbereitung der Zöglinge Uebungen im Zeichnen aus 
dem Gedächtniſſe und Uebungen im Kombinationszeichnen vor⸗ 
zunehmen. 

Beim Zeichnen aus dem Gedächtniſſe wird eine einfache 
Figur an der Schultafel vorgezeichnet und eingehend erklärt. 
Nachdem dieſelbe dem Anblicke der Schülerinnen entzogen 
wurde, wird ſodann die Aufgabe geſtellt, dieſelbe Figur in 
einer beſtimmten Größe aus dem Gedächtniſſe zu reproduziren. 

6. Das Kombinationszeichnen, welches zur Weckung der 
Phantaſie dient, ſoll vorzugsweiſe zu dem Zwecke geübt wer⸗ 
den, um den Schülerinnen eine genauere Kenntniß in der ge: 
ſetzmäßigen Verbindung und Zuſammenſtellung einfacher For⸗ 
men, in der richtigen Anordnung, in der Gliederung und or⸗ 
ganiſchen Verbindung ſtyliſirter Blatt- und Blumenformen, in 
der Bildung von Roſetten, Bändern, Sternfiguren, von Rand⸗ 
und Flächen verzierungen, Initialen und Monogrammen und 
in der Anwendung dieſer Formen für weibliche Handarbeiten 
zu vermitteln. 5 

Als Anleitung zum Kombinationszeichnen iſt von der Leh⸗ 
rerin (dem Lehrer) eine kombinirte Zeichnung nach einfachen, be⸗ 
kannten Motiven an der Schultafel auszuführen und der dabei 
beobachtete Vorgang eingehend zu erläutern. 

7. Beim Zeichnen nach den in Farben ausgeführten Vor⸗ 
lagen iſt das Wichtigſte über Farbengebung und Farbenhar⸗ 
monie vorzunehmen. Die Eintheilung der Farben in Stamm⸗ 
oder primäre Farben, in Neben- oder ſekundäre Farben, in ge⸗ 
brochene oder tertiäre Farben, die harmoniſche Zuſammenſtel⸗ 
lung der komplementären oder Ergänzungsfarben ſollen in einer 
Farbenſkala zur Anſchauung gebracht und erklärt werden. 

Nach entſprechender Vorbereitung der Zöglinge find es 
bungen im Vergrößern und Verkleinern, namentlich nach po⸗ 
lychromen Vorlagen, vorzunehmen. Bei dieſen Uebungen ſind 
die Schülerinnen darauf aufmerkſam zu machen, daß ein mes 
ſentlicher Faktor der Wirkung in dem richtigen Größenverhält⸗ 
niſſe der dargeſtellten Formen liegt. 

8. Gegen Ende des Kurſes ſind die Zöglinge auch im 
Zeichnen an der Schultafel zu unterweiſen und zu üben, damit 
ſie jene Kenntniß und Fertigkeit erlangen, welche zum Vorzeich⸗ 
nen von einfachen Schnittmuſtern in der Schule nothwendig 
erſcheint. 

9. In der Wahl aller Vorlagen iſt auf den ſpeziellen Be⸗ 
ruf der Arbeitslehrerinnen die möglichſte Rückſicht zu nehmen 
und ſollen nur muſtergiltige Formen zur Darſtellung gebracht 
werden. 

10. Da bei der Darſtellung ebener Gebilde von der Rich⸗ 
tigkeit der Umriſſe der Werth einer Zeichnung abhängt, ſo iſt 
dem Konturzeichnen die größte Sorgfalt zuzuwenden. Die Kon⸗ 
turen ſind mit reinen, gleichmäßigen Linien, ohne irgend welche 
Schattengebung auszuführen. Um einzelne Theile einer Zeich- 
nung mehr hervorzuheben, kann die ſogenannte Schraffirung 
angewendet werden. 


Materialien. 
Zur Ausführung der Schülerzeichnungen werden Bleiſtift, 
Feder und Tuſche, Pinſel und Farbe verwendet. 
Gleichheit des Formates der einzelnen Zeichnungen er— 
ſcheint wünſchenswerth, weshalb der Gebrauch ſogenannter Zei: 
chenblocks empfohlen wird. 


Die „Deutſche Schulzeitung“, 
Eentraf- Organ für ganz Deutſchland, herausgegeben von 
Fr. Eduard Keller, 

enthält in Nr. 21: Amtliches. Leitartikel: Das Elementar ⸗Schulweſen 
in Berlin. Die Berathung des Etats des Miniſteriums der geiſtlichen 2c. An⸗ 
gelegenheiten im preuß. Hauſe der Abgeordneten. Korrespondenzen: 
Berlin (Züchtigungsrecht des Lehrers. Perſonglien); Soldau i. Oſtpr. (Kreis⸗ 
Schulinſpektor Zabawa); Magdeburg (Das höh. Schulweſen); Droyßig (Fünf⸗ 
undzwanzigjährige Jubelfeier der Droyßiger Lehr- und Erziehungsanſtalten); 
Aus dem Agbz. Erfurt (Eine Eichsfeldiſche Konferenz); Helmſtedt (Landwirth⸗ 
ſchaftliche Schule); Dresden (Beſuch eines Lehrerſeminares durch den König). 
Berliner Nachrichten. Vermiſchtes: Köln. Luther⸗Bibel. Witten⸗ 
berg. Ein koſtbares Autograph. Roſenberg i. Oberſchl. „Bekränzt mit Laub 
den lieben vollen Becher“, Lied von Sander. Lehrer und Subjekt. Todten⸗ 
ſchau. Vakante Lehrerſtellen. Anzeigen. — Die Beilage enthült: 
Die Lehrer, die Sozialdemokratie und die Lebensverſicherung, Aphorismen von 
einem Ordnungsfreunde. Eine neue Art der Wittwenpenſions⸗Verſicherung. 
Tabelle: Jährliche, bis zum Ableben des Mannes zu entrichtende Prämien für 
eine Wittwenpenſion, zahlbar, im Falle der Mann zuerſt ſtirbt, vom Tode deſ⸗ 
ſelben an bis zum Tode der Frau und ein Kapital, zahlbar beim Tode des 
Mannes, falls die Frau zuerſt ſtirbt. 


Bei E. Bichteler & Co., ae uch Henn in Berlin w., 
Linkſtr. 15, erſchienen und direkt, ſowie durch alle Buchhandlungen zu beziehen: 
Schwalbe, B., Prof. Dr. leber Geſchichte und Stand der 
Methodik in den Naturwiſſenſchaften. 8“. broſch.! Mark. 
Iloffemeister, H., Dr. Examen⸗Katechismus, Heft III., Päda⸗ 
gogik. Ein Repetitionsbuch für Abiturienten, Schulamts⸗Kandidaten und 
Aspiranten der Mittelſchullehrer- und Rektoratsprüfungen. 8°. broſch 
Preis 2,50 Mark. — 
Hoffmeister, HI., Dr. Comenius und Peſtalozzi als Begrün⸗ 
der der Volksſchulen. 8°. broſch. Preis 1,50 Mark. 49] 


Professor Bopp’s 
Vereinigter phyfikalifher Apparat für Mittelſchulen, 


61 Nummern für Mechanik der feſten, flüſſigen und gaſigen Körper, Licht 
und Wärme, Magnetismus, Reibungs- und Strom Elektrizität, ſammt 
großem Aufſtellungs⸗ und Experimentirſtativ, iſt in IV. verbeſſerter Auflage 
im Selbſtverlage des Herausgebers erſchienen und in kontrolirten Exem⸗ 
plaren direkt aus demſelben zu beziehen. Apparate und ee 


unter der 
Adreſſe: C. Bopp, Profeſſor in Stuttgart. 


Aut Franco-Verlangen erhalt Jeder, 
welcher ſich von dem Werthe des illuſtrirten 
Buches: Dr. Airy's Naturheilmethode (90. Aufl.) 


überzeugen will, einen Auszug daraus gratis und 

franco zugeſandt von Richter s Verlugs-Anftalt in 

Leipzig. Kein Kranker verſäume, ſich den Auszug 
kommen zu laſſen. 


„Rheumatismus“, 


Gicht, Hüftweh, Rücken⸗ und Gliederſchmerz, Lähmung c. heile ich auch 
brieflich durch mein ſtets bewährtes Heilverfahren, deſſen überraschende 
Wirkung Jedermann in Erftaunen ſetzt. Ebenſo beſeitige Epilepſte, Krämpfe, 
Kopfkolik (Migräne), nervöſes Geſichts- und Zahnreißen, ſowie jeden ver⸗ 
alteten Kopfihmerz. Leidende, die Alles vergeblich verſucht, mögen ver⸗ 
trauensvoll noch meine Kur gebrauchen; die Heilung erfolgt ſchnell und 
gründlich durch meine unfehlbaren Mittel. Briefe mit genauer Schilderung 
des Leidens zu richten an 152] 


Dr. Rumler, 
Dresden, Bachſtraße. 


Empfehle meine Weine, unter Garantie für deren Reinheit: Roth⸗ 
wein zu 90 und 80 Pfg. und Ahrblümchen zu 1 Mark, Weißwein zu 60 Pfg. 
pr. Liter in Gebinden von 18 und 36 Liter an. f 


[53] 
P. Becher, Lehrer in Altenlahr. 
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